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Unterrichtung
durch den Präsidenten des Deutschen Bundestages

Bericht des Statistischen Bundesamtes gemäß § 18 Absatz 2 Satz 4 des 
Parteiengesetzes über die Entwicklung des Preisindexes der für eine Partei 
typischen Ausgaben für das Jahr 2012

und

Veröffentlichung der sich aus der mitgeteilten Steigerung ergebenden Summe der 
absoluten Obergrenze für die staatliche Teilfinanzierung politischer Parteien für 
das Jahr 2013 (§ 18 Absatz 2 Satz 5 Parteiengesetz) 

Der Präsident des Statistischen Bundesamtes hat dem 
Deutschen Bundestag mit Schreiben vom 15. März 2013 
den Bericht über die Entwicklung des Preisindexes der 
für eine Partei typischen Ausgaben für das vorangegan-
gene Jahr (Parteien-Index) gemäß § 18 Absatz 2 Satz 4 
des Parteiengesetzes (PartG) vorgelegt. Dieser ist auf den 
Seiten 2 und 3 abgedruckt.

Gemäß § 18 Absatz 2 Satz 2 PartG erhöht sich das jährli-
che Gesamtvolumen staatlicher Mittel, das allen Parteien 
höchstens ausgezahlt werden darf (absolute Obergrenze), 
erstmals für das Jahr 2013 um den Prozentsatz, abgerun-
det auf ein Zehntel Prozent, um den sich der Parteien-

Index im vorangegangenen Jahr erhöht hat. Da sich dieser 
Parteien-Index nach der Mitteilung des Statistischen Bun-
desamtes vom Jahr 2011 auf das Jahr 2012 um 2,25 Pro-
zent erhöht hat, ergibt sich eine Erhöhung der absoluten 
Obergrenze um 2,2 Prozent. 

Für das Jahr 2012 betrug die absolute Obergrenze für die 
staatliche Parteienfinanzierung gemäß § 18 Absatz 2 
Satz 1 PartG 150,8 Mio. Euro. Bei einer Erhöhung um 
2,2 Prozent beträgt die absolute Obergrenze für das 
Jahr 2013 somit 154 117 600 Euro.

Dr. Norbert Lammert
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